
14 Gesetzblatt Teil П Nr. 1 — Ausgabetag: 14. Januar 1972

(3) Bei vereinbarten Neuererleistungen gemäß § 13 
Ziffern 1 und 3 der Neuererverordnung erhalten die 
Neuerer jeweils eine Vergütung, die 50% der ihnen 
zu erstattenden Aufwendungen für die aufgewendete 
Arbeitszeit nicht überschreiten darf. Die Höhe dieser 
Vergütung ist unter Berücksichtigung der gesellschaft­
lichen Bedeutung der zu erwartenden Leistung und 
des Schwierigkeitsgrades der Arbeiten in der Neuerer­
vereinbarung zu vereinbaren. Die Vergütung ist nach 
der Entscheidung des Leiters über die Annahme der 
Neuererleistung gemäß- § 17 Abs. 1 der Neuererverord­
nung zu zahlen. Der zuständige Leiter kann einen Zu­
schlag zur Vergütung festlegen, der bis zu 25% der 
Vergütung betragen darf. Bei der Festlegung des Zu­
schlages sind zu berücksichtigen

— die Qualität der erbrachten Leistung,
— die von den Neuerern gezeigte Initiative,
— der zur Entwicklung der sozialistischen Gemein­

schaftsarbeit geleistete Beitrag.

(4) Bei Neuerervereinbarungen, die gemäß § 14 Abs. 2 
der Neuererverordnung abgeschlossen wurden, wird 
eine Vergütung gezahlt, wenn eine Überprüfung durch 
den Leiter des Betriebes ergeben hat, daß die erbrachte 
Leistung über die Arbeits-, Dienst- oder Studienauf­
gaben der Mitglieder des Kollektivs hinausgeht. Ist 
das nicht der Fall, so werden den Mitgliedern des Kol­
lektivs gemäß § 7 dieser Durchführungsbestimmung die 
Aufwendungen erstattet.

§ 13
Vergütung für Neuerer Vorschläge

(1) Die Werktätigen erhalten eine Vergütung, wenn 
ihre Neuerervorschläge benutzt werden und durch 
Überprüfung festgestellt ist, daß diese Neuerervor­
schläge Leistungen darstellen, die qualitativ über die 
jeweiligen Arbeite-, Dienst- oder Studienaufgaben hin­
ausgehen, die sich jeweils für den Einreicher auf 
Grund seiner Stellung und Verantwortung im Repro­
duktionsprozeß aus dem Arbeitsvertrag, dem Dienst­
verhältnis, dem Funktionsplan, den konkreten Studien­
aufgaben oder aus anderen Festlegungen ergeben. Bei 
der Überprüfung sind der schöpferische Gehalt des 
Neuerervorschlages und die von dem Werktätigen ge­
zeigte Initiative zu berücksichtigen.

(2) Neuerer und Betrieb können vereinbaren, daß die 
gesamte Vergütung und die zu erstattenden Aufwen­
dungen bereits nach der Annahme des Neuerervor­
schlages zur Benutzung gezahlt werden. Die Höhe der 
Vergütung ist in diesem Fall unter Berücksichtigung 
der Grundsätze der Neuererverordnung, dieser Durch­
führungsbestimmung und der Anordnung über die Er­
mittlung des Nutzens zu vereinbaren.

§14
Nachvergütung

(1) Ist bei vereinbarten Neuererleistungen gemäß § 13 
Ziff. 2 der Neuererverordnung und bei Neuerervorschlä­
gen der Umfang der Benutzung durch den erstbenut­
zenden Betrieb in einem von zwei dem Jahr des Be­
nutzungsbeginns folgenden Planjahren um mindestens 
25 % größer als im ersten Benutzungsjahr, so ist den 
Neuerern eine Nachvergütung zu zahlen. Eine Nachver­
gütung ist nur zu zahlen, wenn die zu erwartende Ver­
gütungssumme den mit ihrer Zahlung verbundenen ge­
sellschaftlichen Aufwand rechtfertigt.

(2) Als Nachvergütung wird die Differenz zwischen 
der Vergütung auf Grund des Benutzungsupnfanges im 
ersten Benutzungsjahr und der Vergütung auf Grund des 
Benutzungsumfanges im betreffenden Planjahr gezahlt. 
Die Berechnung und Festsetzung der Vergütung auf 
Grund des Benutzungsumfanges im betreffenden Plan­
jahr erfolgt auf der Grundlage des Nutzens, der im 
ersten Benutzungsjahr je Einheit oder Stüde ermittelt 
wurde.

(3) Die Nachvergütung ist innerhalb einer Frist von 
3 Monaten nach Ablauf des dem Jahr des Benutzungs­
beginns folgenden zweiten Planjahres zu zahlen.

(4) In den Fällen des § 12 Abs. 2 und § 13 Abs. 2 die­
ser Durchführungsbestimmung wird eine Nachvergütung 
nur gezahlt, wenn das ausdrücklich vereinbart worden 
ist.

§15
Vergütung bei überbetrieblicher Benutzung

(1) Wird eine vereinbarte Neuererleistung gemäß § 13 
Ziff. 2 der Neuererverordnung oder ein Neuerervor­
schlag überbetrieblich benutzt, so erhalten die Neuerer 
von jedem überbetrieblich benutzenden Betrieb eine 
Vergütung, der mit der Benutzung innerhalb einer Frist 
von 3 Jahren nach Beginn der Benutzung im ersten Be­
trieb begonnen hat. Die Vergütung beträgt 30 % der 
Vergütung, die im Falle der Erstbenutzung zu zahlen 
wäre. Die Zahlung hat innerhalb einer Frist von 2 Mo­
naten nach Beginn der Benutzung zu erfolgen. Soweit 
eine Neuerung im Rahmen von Wirtschaftsverträgen 
auf überbetrieblich benutzende Betriebe übertragen 
wird, haben diese die Vergütung an die Neuerer un­
abhängig von dem an den übergebenden Betrieb zu 
entrichtenden Nutzungsentgelt zu zahlen.

(2) Bei Neuerervorschlägen darf eine Vergütung ge­
mäß Abs. 1 nur gezahlt werden, wenn sie im ersten 
Betrieb gemäß § 13 Abs. 1 dieser Durchführungsbestim­
mung zu vergüten sind.

(3) Die Vergütung gemäß Abs. 1 darf insgesamt 
30 000 M nicht überschreiten. Sie ist über den erstbe­
nutzenden Betrieb an die Neuerer zu zahlen. Dieser Be­
trieb hat 30 000 M überschreitende Beträge zurückzuzah­
len. Der § 6 dieser Durchführungsbestimmung findet 
keine Anwendung.

(4) Soweit vereinbarte Neuererleistungen gemäß § 13 
Ziff. 1 oder 3 der Neuererverordnung im Rahmen von 
Wirtschaftsverträgen auf andere Betriebe übertragen 
werden, können die übergebenden Betriebe aus dem 
Nutzungsentgelt den Neuerern eine materielle Anerken­
nung gewähren, insbesondere wenn die Neuerer bei der 
Übertragung der Neuerungen eine hervorragende In­
itiative gezeigt haben.

§16
Vergütung für Leistungen bei der Überleitung

(1) Neuerer, die bei der Überleitung von betrieb­
lichen oder in anderen Betrieben entstandenen Neue­
rungen nicht vereinbarte Leistungen erbringen, erhal­
ten eine Vergütung, die vom Leiter des Betriebes unter 
Berücksichtigung der Grundsätze des § 12 Abs. 3 Sätze 1 
und 2 dieser Durchführungsbestimmung festzusetzen ist.1 
Voraussetzung für die Zahlung dieser Vergütung ist das 
Vorliegen einer Leistung, die quantitativ über die je­
weiligen Arbeits-, Dienst- oder Studienaufgaben hinaus­
geht.


